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Vortrag Fischbachau (11. Juli 2025) – Dr. Marcel Vachek 

 

Streitverkündung im Arzthaftungsprozess aus Klägersicht: Strategien für die 

Durchsetzung, Verfahrensökonomie und gütliche Einigung 

 

 

Eine Streitverkündung nutzt – wie der 9. Zivilsenat des BGH am 8. Dezember 20111 bestätigt 

hat – in 1. Linie dem Streitverkünder (= Streitverkündender) indem sie ihn davor bewahrt, 

mehrere Prozesse wegen gegen verschiedene Schuldner gerichteten Ansprüchen alle zu 

verlieren, obgleich er zumindest einen dieser Prozesse hätte gewinnen müssen. 

 

 

1. Einführung in das Rechtsinstitut der Streitverkündung:  

 

a) Ausgangslage  

 

Patient A verklagt nur den Behandler B. Wenn A diesen Prozess gewinnt, kann es ihm im 

Prinzip egal sein, ob der in Anspruch genommene B sich an dem weiteren Behandler C 

schadlos halten kann oder nicht. Wenn aber der Kläger A seinen 1. Prozess (sog. 

„Vorprozess“) gegen B verliert und deshalb einen zweiten Prozess (sog. „Folgeprozess“) 

gegen C führen müsste, um zu seinem Recht zu gelangen, dann bestünde das Risiko, dass 

C im Folgeprozess gegenüber dem Kläger A einwendet, der Erstprozess (A-B) sei entweder 

vom Erstgericht falsch entschieden oder aber vom Kläger fehlerhaft geführt worden, mit der 

Folge, dass A gegenüber B nicht obsiegt hat.  

 

Um dies zu verhindern, kann dem Dritten C bereits im Vorprozess sowohl vom Kläger A als 

auch vom Beklagten B grundsätzlich der Streit verkündet werden. Dann tritt im Regelfall die 

sog. Interventionswirkung ein. Beide – sowohl A als auch B – können grundsätzlich geltend 

machen, in einem für sie ungünstigen Ausgang des Erstprozesses gegen C vorgehen zu 

wollen. Es kann sogar u. U. eine anwaltliche Verpflichtung geben, einem Mandanten eine 

Streitverkündung anzuraten.2 

 

 
1 Vgl. BGH, Az. XI ZR 204/09, NJW 2012, S. 674, Tz. 12: 
„Die Streitverkündung soll den Streitverkünder davor bewahren, die wegen der materiell-rechtlichen Verknüpfung 
der gegen verschiedene Schuldner gerichteten Ansprüche notwendigen Prozesse alle zu verlieren, obgleich er 
zumindest einen dieser Prozesse hätte gewinnen müssen (BGH, Urteil vom 28. Oktober 1988 - V ZR 14/87, 
NJW 1989, 521, 522).“ 
2 BGH NJW 1993, S. 2045; dies ist der Fall, wenn mögliche Ansprüche gegen Dritte für ihn ersichtlich sind; vgl. 
Schwaiger, Zivilprozess. Der richtige Umgang mit der Streitverkündung, AnwBl 2017, S. 1226 ff., 1226 (= Online-
Ausgabe vom 27. November 2017, S. 2 von 11). 

https://www.juris.de/r3/document/NJRE000311906/format/xsl?oi=Cu9dmpmg4X&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/NJRE000311906/format/xsl?oi=Cu9dmpmg4X&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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b) Wahlrecht des Streitverkündungsempfängers 

 

aa) Ein Streitverkündungsempfänger (= Streitverkündeter) muss nicht beitreten. Dann wird 

der Rechtsstreit gemäß § 74 Abs. 2 ZPO ohne Rücksicht auf ihn fortgeführt. Da sich die 

Wirkungen des Vorprozesses im Falle des Beitritts – selbst bei unwirksamer Streitverkündung 

– auf ihn erstrecken, sollte der Dritte genau prüfen, ob er dem Rechtsstreit beitritt. Durch 

Nichtbeitritt kann er – bei unwirksamer Streitverkündung – z. B. wegen Nichtangabe des 

konkreten Sachverhalts, auf dem die berühmten Schadensersatzansprüche im Falle eines 

Unterliegens des Streitverkünders beruhen – eine Interventionswirkung verhindern.3 Die 

Streitverkündung muss also zur Wirksamkeit präzise formuliert sein und den Grund der 

Streitverkündung sowie die Prozesslage klar dargelegt werden. 

 

bb) Durch den Beitritt des Dritten erlangt der Streitverkündete die Stellung eines 

Nebenintervenienten (§§ 74 Abs. 3, 68 ZPO). Hierdurch wird eine Entscheidungsdivergenz 

vermieden4. Wichtig ist, dass der Beitretende sich mit seinen Prozesshandlungen oder 

Erklärungen gemäß § 67 ZPO nicht in Widerspruch zur unterstützten Partei setzen darf.5 

 

Der Streitverkündete erhält nach seinem Beitritt als Streithelfer alle Schriftsätze und 

gerichtlichen Entscheidungen sowie Terminladungen von Amts wegen zugestellt (vgl. § 71 

Abs. 3 ZPO) und muss nicht erst Akteneinsicht nach § 299 Abs. 2 ZPO nehmen.6 Allerdings 

muss dem Streitverkündungsempfänger – um eine Interventionswirkung zu begründen – eine 

angemessene Frist für seine Entscheidung über einen Beitritt eingeräumt werden7, die vom 

OLG Koblenz gut zwei Wochen vor der letzten mündlichen Verhandlung als ausreichend 

angesehen wurde.8  

 

cc) Der Dritte kann aber auch dem Gegner des Streitverkünders beitreten, wenn ihm dies 

günstiger erscheint. Ein Behandler muss also keinesfalls immer einen anderen Behandler 

unterstützen, nur weil dieser ihm den Streit verkündet hat (vgl. Fallbeispiel unten unter Ziff. 4). 

 

dd) Ein Streitverkündungsempfänger kann auch anderen Dritten wieder den Streit verkünden 

(§ 73 Abs. 3 ZPO). 

 

 
3 Schwaiger, a. a. O., S. 1227 (Online, S. 6 von 11). 
4 Knöringer, Die Streitverkündung, JuS 2007, S. 335. 
5 Schwaiger, a. a. O., S. 1226 (Online, S. 2 unten/S. 3 oben von 11). 
6 Schwaiger, a. a. O., S. 1226 (Online, S. 3 Mitte von 11). 
7 Vgl. Schultes, in: Münchener Kommentar zur ZPO, 7. Aufl. 2005, Bd. 1, § 74 ZPO, Rn. 7. 
8 OLG Koblenz vom 25. Juni 2014, Az. 5 U 1517/13, ZMR 2015, S. 326, Tz. 16 bei juris. 
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Ein Streitverkündungsempfänger sollte daher genau überlegen, 1. ob er überhaupt einer 

Partei beitritt und 2. auf welcher Seite dieser Beitritt erfolgt. Keinesfalls ist es immer ratsam, 

dem Streitverkünder – dies ist wegen § 426 BGB im Regelfall ein verklagter Behandler – 

beizutreten, was aber häufig reflexhaft geschieht. Vielmehr sollte der Streitverkündete genau 

überlegen, was für ihn im konkreten Fall günstiger sein könnte. 

 

c) Umfang der Interventionswirkung  

 

aa) Die (Neben-)Interventionswirkung (§§ 74 Abs. 3, 68 ZPO) gilt erst ab dem Zeitpunkt des 

Beitritts, also nach Zustellung und einigen Tagen angemessener Überlegungsfrist.9 

 

bb) Sie gilt grundsätzlich nur zugunsten des Streitverkünders10, gegenüber dem Gegner der 

Hauptpartei hat die Streitverkündung des Vorprozesses dagegen keine Wirkung.11 

 

Daher sollte ein Kläger im Falle einer Streitverkündung durch den Beklagten (= Regelfall) 

immer auch überlegen, ob er nicht den Dritten auffordert, ihm und nicht dem Streit-

verkündenden beizutreten. Denn wenn der Dritte nicht dem Streitverkünder, sondern der 

anderen Partei (also dem Kläger) zur Unterstützung beitritt – was diesem auch ohne explizite 

Aufforderung freisteht – liegt ein Nichtbeitritt im Verhältnis zum Streitverkünder vor;12 eine 

Aufforderung des Klägers, ihm beizutreten, kann als Streitverkündung gegenüber dem Dritten 

ausgelegt werden, mit der Folge, dass dann in diesem Verhältnis A-C ein Beitritt erfolgt. 

 

cc) Die Interventionswirkung tritt auch bei einer unzulässigen Streitverkündung ein, soweit 

ein Beitritt des Streitverkündeten erfolgt, der vom Gericht nicht zurückgewiesen wird.13 Bei 

fehlendem Beitritt des Streitverkündungsempfängers wird die Zulässigkeit erst im 

Folgeprozess geprüft. 

 

dd) „Die Bindungswirkung einer in einem Rechtsstreit erfolgten Streitverkündung kommt nicht 

nur dem Entscheidungsausspruch, sondern auch den tatsächlichen und rechtlichen 

Grundlagen zu, auf denen das Urteil im Vorprozess beruht. Sie greift dagegen nicht für 

 
9 Vgl. Althammer, in: Zöller, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 74, Rn. 4. 
10 Althammer, in: Zöller, ZPO, 35. Auflage 2024, § 74 Rn. 7. 
11 So OLGR Düsseldorf, 1999, S. 404; Althammer, in: Zöller, ZPO, 35. Auflage 2024, § 74 Rn. 7. 
12 Vgl. Althammer, in: Zöller, ZPO, 35. Auflage 2024, § 74 Rn. 5; BGH, Az. IX ZR 255/00, NJW 2004, S. 1521, 
Tz. 17: „Bei einem Beitritt des Streitverkündeten auf seiten des Prozeßgegners des Streitverkünders tritt die 
Interventionswirkung in gleicher Weise ein wie bei unterlassenem Beitritt“; ebenso: BGH, Az. I ZR 110/19, 
NJW 2021, S. 1242 ff., Tz. 36; OLG München, Beschluss vom 28.04.2016, Az. 34 U 1774/15; MDR 2016, 
S. 1046, Tz. 31. 
13 Vgl. BGH, Urteil vom 06.12.2007, Az. IX ZR 143/06, NJW 2008, S. 519 ff., Tz. 13. 
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Feststellungen des Erstgerichts, auf denen sein Urteil nicht beruht (sog. überschießende 

Feststellungen).“ 14 

 

ee) Allerdings setzt eine Interventionswirkung für den Folgeprozess immer ein rechtskräftiges 

Sachurteil15 im Vorprozess voraus; bei einem Vergleich kommt sie nicht zum Tragen.16 

Allerdings kann natürlich die Einbeziehung des beigetretenen, wie auch des nicht 

beigetretenen Nebenintervenienten in einen nach § 276 Abs. 6 ZPO zu protokollierenden 

Vergleich im Verfahren bzw. im Innenverhältnis zum Streitverkünder erfolgen.17 

 

d) Verjährungshemmung 

 

Der Eingang einer zulässigen Streitverkündungsschrift bewirkt eine Hemmung der 

Verjährung nach § 204 Abs. 1 Nr. 6 BGB.18 Auch die Vorschrift einer „demnächst“ erfolgenden 

Zustellung nach § 167 ZPO ist zu berücksichtigen.19 Die Streitverkündungsschrift bestimmt 

den Umfang der Hemmungswirkung.20 Die Hemmung endet gemäß § 204 Abs. 2 S. 1 BGB 

sechs Monate nach rechtskräftiger Entscheidung oder anderweitiger Beendigung. 

 

e) Kosten 

 

aa) Hat der Dritte nach Erhalt der Streitverkündung einen Rechtsanwalt hinzugezogen, ist aber 

nicht beigetreten, so steht ihm weder ein materiell-rechtlicher Kostenerstattungsanspruch 

(z. B. nach §§ 683, 670 BGB) noch – mangels Beitritt – ein prozessualer Kostenerstattungs- 

anspruch zu. 

 

bb) Im Falle eines Beitritts wird die Zulässigkeit der Streitverkündung bereits wegen der 

Kostenfolge des § 101 ZPO geprüft, die einen wirksamen Beitritt voraussetzt.21 Ist dies der 

Fall, muss über die Kosten der Nebenintervention gesondert entschieden werden, da sie von 

den „Kosten des Rechtsstreits“ nicht erfasst sind.22 In dem Umfang, in dem der Gegner der 

Hauptpartei, auf dessen Seite der Dritte beigetreten ist, haftet bzw. unterliegt, muss dieser 

nach § 101 ZPO auch die Kosten der Nebenintervention tragen. Wenn der Gegner nicht haftet 

 
14 BGH, Urteil vom 18. Dezember 2014 BGH, Az. VII ZR 102/14, NJW 2015, S. 559 ff., Tz. 20. 
15 Althammer, in: Zöller, ZPO, 35. Auflage 2024, § 68, Rn. 4 
16 BGH, Urteil vom 24.05.2005, Az. IX ZR 276/03, NJW-RR 2005, S. 1435 ff., Tz. 6. 
17 Schwaiger, a. a. O., S. 1227 (Online, S. 4 von 11). 
18 Vgl. BGH, Urteil vom 06.12.2007, Az. XI ZR 143/06, NJW 2008, S. 519 ff., Tz. 14; BGH, Urteil vom 11.02.2009, 
Az. XII ZR 114/06, NJW 2009, S. 1488; LS 1; Tz. 19-21; vgl. Walter, in: Jorzig (Hrsg.), Handbuch Arzthaftungsrecht, 
2018, Teil 3, Kap. 7, Rn. 46. 
19 Vgl. BGH, Urteil vom 17.12.2009, Az. IX ZR 4/08, NJW 2010, S. 856 ff., LS 1 und Tz. 12. 
20 Vgl. BGH, Az. XI ZR 204/09, NJW 2012, S. 674, Tz. 14; Walter, a. a. O., Rn. 45. 
21 Vgl. BGH, MDR 2023, S. 593; Herget, in: Zöller, ZPO, 35. Auflage 2024, § 101, Rn. 2. 
22 Herget, in: Zöller, ZPO, 35. Auflage 2024, § 101, Rn 3. 

https://www.haufe.de/id/norm/buergerliches-gesetzbuch-204-hemmung-der-verjaehrung-durch-rechtsverfolgung-HI1049155_p204.html
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bzw. nicht unterliegt, trägt der Nebenintervenient die Kosten des Verfahrens selbst, nie 

aber die unterstützte Partei, da zwischen ihnen kein kontradiktorischer Rechtsstreit 

begründet wurde, was Voraussetzung für eine Kostengrundentscheidung wäre.23 Das macht 

das Rechtsinstitut der Streitverkündung für einen Behandler so charmant. 

 

h) Missbräuchlicher Beitritt 

 

Gerade wegen der o. g. Kostenfolge nach § 101 ZPO darf ein Beitritt nicht so spät erfolgen, 

dass er nur noch dem rechtsmissbräuchlichen Zweck dient, sich einen Kostentitel mit einer 

Verfahrens- und Terminsgebühr ganz ohne jede Arbeit zu verschaffen.24 So gibt es in der 

Praxis auf Behandlerseite gelegentlich die Unsitte, dass der anwaltlich vertretene 

Streitverkündete erst ganz am Ende der mündlichen Verhandlung nach Anhörung des 

Gerichtssachverständigen der Partei beitritt, die nach dem Eindruck der mündlichen 

Verhandlung den Prozess gewinnt, um selbst keine Kosten tragen zu müssen. Dies gilt 

jedenfalls dann, wenn ein Vergleich in dieser Instanz erfolgt, zu dem der Beitretende nichts 

beigetragen hat.  

 

Der Beitretende soll aber gerade Streithelfer sein. Bei sehr spät erklärten Beitritten ohne 

wirkliche Streithilfe im Prozess muss ein solches Verhalten vom Gericht genau geprüft werden, 

denn ein missbräuchlicher Beitritt zu einem Zeitpunkt, in dem eine Unterstützung der Partei 

tatsächlich nicht mehr in Betracht kommt, soll keinen Vergütungsanspruch auslösen. So 

haben verschiedene Obergerichte klargestellt, dass eine „grundlose“ Streitverkündung keine 

Grundlage für eine Kostenentscheidung nach § 101 Abs. 1 ZPO sein kann.25 

 

 

2. Wirksame Streitverkündung im Arzthaftungsrecht 

 

Zunächst umfasst der Wortlaut des § 72 Abs. 1 ZPO die „Gewährleistung“ und 

„Schadloshaltung gegen einen Dritten“ für den Fall des ungünstigen Ausgangs des 

Rechtsstreits.  

 

 
23 Vgl. OLG München vom 04.02.2015, Az. 11 W 95/15, LS 1, Tz. 9 u. 11. 
24 Gemäß OLG Düsseldorf, JurBüro 1980, S. 282, war ein Beitritt nach Schluss der mündlichen Verhandlung aus 
diesem Grund rechtsmissbräuchlich; vgl. auch Herget, in: Zöller, ZPO, 35. Auflage 2024, § 101, Rn 2, m. w. N. 
aus der Rechtsprechung. 
25 OLG Zweibrücken, Beschluss vom 08.05.2015, Az. 4 W 35/15, NJW-RR 2015, S. 1210, LS, Tz. 5; OLG Köln, 

Beschluss vom 29.11.2004, Az. 22 W 27/04; Schleswig-Holsteinisches OLG, Beschluss vom 25.10.2021, Az. 12 
U 4/21, LS und Tz .1„Jedoch setzt eine Kostenentscheidung zu Gunsten des Nebenintervenienten voraus, dass 
er sich in irgendeiner Weise, z. B. durch Einreichung eines Schriftsatzes oder die Stellung eigener Anträge, am 
[…] Verfahren beteiligt.“; ebenso: Schwaiger, a. a. O., S. 1228 (Online, S. 7 von 11). 
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Der BGH hat jedoch mit Urteil vom 18. Dezember 201426 wiederholt entschieden, dass „über 

den Wortlaut von § 72 Abs. 1 ZPO hinaus […] eine Streitverkündung auch dann zulässig [ist], 

wenn der vermeintliche Anspruch gegen den Dritten, dessentwegen die Streitverkündung 

erfolgt, mit dem im Erstprozess vom Streitverkünder geltend gemachten Anspruch in einem 

Verhältnis der wechselseitigen Ausschließung (Alternativverhältnis) steht.“ 

 

a) Interventionswirkung bei Alternativverhältnis 

 

Voraussetzung für ein solches Alternativverhältnis ist, dass die verschiedenen 

Behandlungsbeiträge voneinander trennbar und nicht im Zusammenhang, sondern in einem 

Verhältnis wechselseitiger Ausschließung stehen. Hilfreich ist die Fragestellung: „Droht dem 

Verkünder ohne die Streitverkündung sonst ein doppelter Prozessverlust“?27  

 

Besteht dagegen von vornherein nur eine kumulative Haftung, würde dieser „doppelte 

Prozessverlust“ gerade nicht drohen und § 72 ZPO scheidet bereits dem Wortlaut nach aus.28  

 

aa) Beispiele einer alternativen Haftung: 

 

Zwei zeitlich getrennte Behandlungsverhältnisse bei unterschiedlichen Ärzten (etwa 

Hausarzt/Facharzt) ohne jede Verbindung bestehen oder Behandlung separater 

Beschwerden. Dies ist der Fall, wenn keine einheitliche Gesamtbehandlung besteht, z. B.: 

• ein Hausarzt erhebt keine ausführliche Anamnese, übersieht daher einen zu 

erhebenden Befund; dem später vom Patienten konsultierten Facharzt unterläuft 

unabhängig hiervon derselbe Fehler; 

• ein Patient sucht nacheinander verschiedene Ärzte auf, ohne dass der erste Arzt dem 

zweiten zuarbeitet oder umgekehrt der zweite Arzt vom ersten zur weiteren Abklärung 

beauftragt wird. 

 

bb) Rechtsfolge: 

 

Jeder Arzt haftet nur für seinen eigenen Fehler. Nach dem o. g. BGH-Urteil vom 

18. Dezember 2014 ist hier eine Streitverkündung zulässig. 

 

 
26 BGH, Az. VII ZR 102/14, NJW 2015, S. 559 ff., Tz. 15, S. 1 nach juris; ebenso bereits: BGH, Urteil vom 
28.10.1988, Az. V ZR 14/87, NJW 1989, S. 521 ff., 522. 
27 So Knöringer, Die Streitverkündung, JuS 2007, S. 335, Tz. 5.  
28 BGH, NJW 1976, S. 39; 1978, S. 643; NJW 1987, S. 1984; NJW 1992, S. 1698; weitere Nachweise bei: 

Knöringer, Die Streitverkündung, JuS 2007, S. 335 ff., 338, Fn. 30). 

https://www.juris.de/r3/document/NJRE000311906/format/xsl?oi=eUuGaATF4M&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/NJRE000311906/format/xsl?oi=eUuGaATF4M&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/NJRE000311906/format/xsl?oi=eUuGaATF4M&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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b) Ausschluss der Interventionswirkung bei gesamtschuldnerischer Haftung 

 

Der BGH hat mit Urteil vom 18. Dezember 201429 klargestellt, dass eine Streitverkündung bei 

nur gesamtschuldnerischer Haftung unzulässig ist. Eine Gesamtschuldnerschaft ist 

gegeben, wenn mehrere Schädiger denselben Schaden herbeigeführt haben.30 

 

aa) Beispiele einer gesamtschuldnerischen Haftung: 

 

Mehrere Ärzte sind an der Behandlung des Patienten wegen desselben Leidens beteiligt; 

jeder Schädiger haftet dann für den ganzen Schaden, d. h. Patient kann sich einen 

Haftungsschuldner auswählen, z. B.: 

• ein Operationsteam (mit mehreren Operateuren, Anästhesist, Assistent) operiert; 

• Zusammenarbeit oder arbeitsteilige Organisation: eine Behandlung in einer 

Gemeinschaftspraxis oder Klinik; 

• mehrere Behandlungsabschnitte (z. B. Diagnostik und Therapie) mit inhaltlichem 

Zusammenhang, z. B. in einem einheitlichem Behandlungsgeschehen 

(niedergelassener Radiologe misst die Tumorgröße fehlerhaft; hinzugezogener 

Onkologe behandelt anschließend mit ungeeigneter Chemotherapie). 

 

bb) Rechtsfolge: 

 

Jeder Arzt haftet für den vollen Schaden (§ 421 BGB); der Patient kann sich aussuchen, wen 

er verklagt.  

 

Hier: es ist keine Streitverkündung des klagenden Patienten zulässig, d. h. der Kläger sollte 

von vornherein überlegen, wen er verklagt. 

 

Aber: Der Behandler hat im Innenverhältnis ggf. einen Gesamtschuldnerausgleich (z. B. 

gegen Vor- oder Nachbehandler). Möglich ist daher eine Streitverkündung eines verklagten 

Gesamtschuldners gegen den nicht (oder ebenfalls) verklagten anderen Gesamtschuldner 

zur Sicherung seiner potentiellen Ausgleichsansprüche nach § 426 BGB.31 

 

c) Selbstständiges Beweisverfahren 

 
29 BGH, Az. VII ZR 102/14, NJW 2015, S. 559 ff., Tz 15. 
30 Bacher, in: Geigel, Der Haftpflichtprozess, 28. Aufl. 2020, Kap. 38, Rn. 142. 
31 Vgl. Walter, in: Jorzig (Hrsg.), Handbuch Arzthaftungsrecht, 2018, Teil 3, Kap. 7, Rn 47; Bacher, in: Geigel, Der 
Haftpflichtprozess, 28. Aufl. 2020, Kap. 38, Rn. 140 u. 142. 
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Der BGH hat mit Urteil vom 18. Dezember 201432 entschieden, dass eine Streitverkündung in 

einem selbstständigen Beweisverfahren zulässig ist. 

 

d) Streitverkündung gegenüber gerichtlichem Sachverständigen u. a. 

 

Der BGH hat in mehreren Entscheidungen33 klargestellt, dass eine Streitverkündung an den 

gerichtlichen Sachverständigen mit der Begründung, gegen ihn bestehe ein 

Schadensersatzanspruch nach § 839a BGB unzulässig ist. Grund hierfür ist, dass im Falle 

einer subsidiären Haftung34 gerade keine doppelte Inanspruchnahme einer Partei droht.  

 

Inzwischen ist in § 72 Abs. 2 ZPO de lege lata sowohl für den gerichtlich bestellten 

Sachverständigen wie auch das Gericht selbst geregelt, dass diese nicht „Dritte“ i. S. d. § 72 

Abs. 1 ZPO sind.  

 

Wohl aber kann für den Kläger der eigene Anwalt tauglicher „Dritter“ zur Vorbereitung eines 

Regressprozesses wegen unzureichender Prozessführung sein.35 Dies gilt ebenso für den 

gegnerischen Prozessbevollmächtigen zur Vorbereitung eines Schadensersatzprozesses 

wg. Beteiligung an einem Prozessbetrug.36 

 

 

3. Vorgehensweise aus Klägersicht 

 

Ein Patient aber kann sowohl bei einer gesamtschuldnerischen Haftung als auch bei einer 

alternativen Haftung beide möglicherweise Haftenden in einer Klage verklagen, wenn 

derselbe Lebenssachverhalt betroffen ist (vgl. § 60 ZPO). Dies ist oft zweckmäßig, weil dies 

Zeit und Kosten spart und für den Kläger eine spätere Streitverkündung  im Falle einer 

Gesamtschuld unzulässig wäre (s. o.). Das Gericht hat dann zu prüfen, ob ein einheitlicher 

 
32 BGH, Az. VII ZR 102/14, NJW 2015, S. 283-286, Tz 14 nach juris: „Eine Streitverkündung ist auch in einem 
selbständigen Beweisverfahren zulässig. In diesem Fall ist § 68 ZPO entsprechend in der Weise anzuwenden, 
dass dem Streitverkündeten das Ergebnis der Beweisaufnahme entgegengehalten werden kann.“;  […] 
Tz. 21 nach Juris: „Dagegen besteht keine rechtliche Relevanz im Verhältnis zum Antragsgegner, soweit das 
Beweisergebnis nicht geeignet ist, zur Klärung der Frage beizutragen, ob der Antragsgegner den 
streitgegenständlichen Mangel oder Schaden verursacht hat.“ 
33 BGH, NJW 2006, S. 326 und NJW 2007, S. 919; vgl. hierzu: Frahm/Walter, Arzthaftungsrecht, 6. Aufl. 2018, 

Rn. 284, dort Fn. 225 m. w. N. 
34 Walter, in: Jorzig (Hrsg.), Handbuch Arzthaftungsrecht, 2018, Teil 3, Kap. 7, Rn. 46 m. w. N.; Bacher, in: 
Geigel, Der Haftpflichtprozess, 28. Aufl. 2020, Kap. 38, Rn. 144. 
35 BGH, Urteil vom 06.10.2005, Az. IX ZR 111/02, NJW 2006, S. 288 ff., 289.  
36 Vgl. Bacher, in: Geigel, Der Haftpflichtprozess, 28. Aufl. 2020, Kap. 38, Rn. 147 m. w. N. 
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Schaden vorliegt und die Voraussetzungen der Gesamtschuldnerschaft bestehen. Es kann die 

Verfahren trennen, wenn dies sinnvoll erscheint (§ 145 ZPO).  

 

Vorteile und Nachteile einer Klage mit mehreren Beteiligten auf Behandlerseite aus 

Klägersicht: 

• Wenn das Gericht beide Ärzte als Gesamtschuldner für haftbar hält, erhält der Patient 

den vollen Schadensersatz von beiden Ärzten; ob und wie sich die Ärzte im 

Innenverhältnis nach § 426 BGB ausgleichen müssen, kann ihm egal sein. Eine 

spätere Streitverkündung wäre ihm ohnehin nicht möglich gewesen. 

 

• Bei alternativer Haftung haftet jeder Arzt nur für „seine eigenständigen Fehleranteile“. 

Das Gericht muss dann jeweils individuell prüfen, ob und in welchem Umfang jeder 

Behandler haftet. Ein Hausarzt übersieht z. B. eine Erkrankung; der vom Kläger 

unabhängig hiervon aufgesuchte Facharzt später ebenfalls; der Patient verklagt beide 

in einer Klage. Dem Hausarzt wird im Obsiegensfall z. B. eine Quote von 30%, dem 

Facharzt 70% zugesprochen. Allerdings ist das Kostenrisiko für den Kläger höher, 

wenn er beide Behandler auf den vollen Schaden verklagt. 

 

• Sicherung der Verjährung wird durch eine Klageerhebung gegen mehrere Behandler 

sicher erreicht. 

 

• Vermeidung der aus Klägersicht oftmals misslichen Kostenfolge des § 101 ZPO. 

 

• Das Kostenrisiko einer Klage gegen mehrere Beteiligte kann vermindert werden, wenn 

sich für beide Beklagte nur ein Prozessbevollmächtigter anzeigt (nur 0,3-

Gebührenerhöhung). 

 

• Ein Folgeprozess kann bei Streitverkündung ebenfalls nicht sicher ausgeschlossen 

werden, weil im Vorprozess u. U. entscheidende Fragen (hier: die Haftung des Dritten) 

ungeklärt bleiben; z. B. wird aufgrund des „Grundsatzes der Fachgleichheit“ bei 

verschiedenen Fachgebieten (z. B. Neurologe/Radiologe) nur ein Gutachten der 

entsprechenden Fachrichtung eingeholt, so dass die Haftung des Dritten nach wie vor 

ungeklärt bleibt. Daher wird eine endgültige Streitbeilegung bei Streitverkündung 

tatsächlich im Regelfall nicht prozessökonomischer und schneller erreicht. 

 

• Die Zeugenstellung des Streitverkündeten ist aus Klägersicht nachteilig; sie wird bei 

einer Mehrheit auf Passivseite vermieden. Ein Streitverkündungsempfänger kann 
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nach § 373 ZPO Zeuge sein, obwohl dessen Glaubwürdigkeit eine Frage der 

Beweiswürdigung durch das Gericht nach § 286 ZPO ist.  

 

• Ergeben sich erst im Laufe des Prozesses durch Gutachten oder Zeugenaussagen 

neue Anhaltspunkte für weitere, bislang nicht verklagte Verantwortliche, so kann statt 

einer Streitverkündung wegen der Rechtsfolge des § 101 ZPO immer noch eine 

spätere Klageerweiterung auf Passivseite sinnvoll sein. Dabei ist zu bedenken, dass 

der Dritte einer Klageerweiterung in der Berufungsinstanz sicherlich nicht zustimmen 

würde, weil sie einer Instanz verlustig wird. Auch verliert im Falle einer Zurückweisung 

der Berufung nach § 522 ZPO nach Auffassung des BGH37 eine Klageerweiterung 

entsprechend § 524 Abs. 4 ZPO ihre Wirkung. Daher sollte eine Streitverkündung bzw. 

Klageerweiterung aus Klägersicht möglichst früh erfolgen. 

 

• Denkbar ist auch eine außergerichtliche Einigung mit dem Dritten, wenn 

ausreichende Verjährungseinredeverzichte sichergestellt sind (z. B. 3 Monate nach 

rechtskräftigem Abschluss des rechtshängigen Verfahrens). Auch kann bereits die 

Verwertung des Sachverständigengutachtens aus dem Ausgangsprozess nach 

§ 411a ZPO angekündigt werden, was zur Einigungsbereitschaft maßgeblich beitragen 

kann. Eine Gesamtlösung statt einer Teillösung ist auch hier möglich, da auch ein 

Innenausgleich unter den Schädigern gefunden werden kann, die dann nach § 278 

Abs. 6 ZPO mitprotokolliert werden kann. 

 

 

4. Fallbeispiel  

 

LG Landshut (Az. 42 O 933/22)  

 

Klage einer GKV aus übergegangenem Recht (§116 SGB X): 

 

Wegen einer Cholangitis (Entzündung des Gallengangs bei gleichzeitiger Stenose) wurde 

eine Rentnerin als Versicherte der Gesetzlichen Krankenversicherung A, vom Hausarzt B in 

das Klinikum C eingewiesen. Dort wurde der Patientin ein Choledochus-Stent  eingelegt. Der 

Ductus Choledochus (Gallengang), leitet den Gallensaft normalerweise von der Leber bzw. 

dem Ductus hepaticus communis in den Zwölffingerdarm ab, war hier jedoch stenosiert. Im 

Arztbrief des Klinikums C, der direkt an den Hausarzt B ging, stand explizit, dass der Stent 

 
37 Vgl. BGH, Beschluss vom 04.11.2014, Az. IX ZR 204/13, NJW 2015, S. 251.  
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nach spätestens drei Monaten wieder entfernt werden müsse und dass der Hausarzt hierzu 

einen Wiedervorstellungstermin der Patientin veranlassen sollte. Ob das Erfordernis der 

Stentextraktion der Patientin vom Hausarzt B mitgeteilt wurde, war streitig zwischen den 

Parteien, aber nicht dokumentiert. Wegen weiterer Beschwerden wurde bei der Patientin nach 

zwei Monaten – ebenfalls im Klinikum C – eine Cholecystektomie (Gallenblasenentfernung) 

vorgenommen – allerdings ohne Stententfernung. Im neuen Entlassungsbrief, der erneut an 

den Hausarzt B ging, stand auch nichts davon, dass der Stent im Zusammenhang mit der 

erfolgten Cholecystektomie extrahiert worden sei. Die Patientin ging als medizinische Laiin 

davon aus, jetzt sei alles in Ordnung. Nach der Gallenblasenentfernung vereinbarte der 

Hausarzt bis zum Ende des 3. Monats nach der Stenteinlage (= 1. Monat nach der 

Cholecystektomie) keinen Termin zur Stentextraktion. Ca. 3 Jahre später bekam die Patientin 

A plötzlich eine Sepsis mit eitriger Cholangitis und Leberabszess. Es stellte sich heraus, dass 

der Gallengangsstent vergessen worden war. 

 

Wir verklagten allein den Hausarzt B nach erfolglosen außergerichtlichen Regulierungs-

verhandlungen (wegen grober Verletzung der Pflicht zur therapeutischen Sicherungs-

aufklärung). Der Hausarzt B wiederum verkündete dem Klinikum C den Streit; wir forderten für 

die Klägerin A das Klinikum C auf, der Klägerin beizutreten, was diese auch tat. 


